
E rst mussten 
die Hersteller 
von Solarmo-

dulen dran glau-
ben. Jetzt erreicht 
die brutale Neuord-
nung des Öko-
strom-Marktes die 
sogenannten Pro-
jektierer. Also die 
Unternehmen, die 
ihr Geld damit ver-
dienen, dass sie So-
lar- und Windparks 
planen, bauen, ver-
kaufen oder selbst 
betreiben. Der mit-
telständisch ge-
prägten Branche 

droht ohne neue Kapitalgeber das Aus. 
Juwi, Phoenix Solar oder Wirsol haben 

ähnliche Fehler gemacht wie viele deutsche 
Hersteller von Solarmodulen. Erst waren sie 
als Pioniere allein in der Welt der erneuer-
baren Energien. Sie profitierten von üppi-
gen Förderungen in Deutschland – und sie 
wuchsen und wuchsen. Der Erfolg machte 
sie satt und übermütig. Sie verzettelten sich 
und vernachlässigten, rechtzeitig in Aus-
landsmärkte zu investieren. 

So waren sie zu stark abhängig vom politi-
schen Wohl und Wehe in Deutschland. Um-
so heftiger traf es sie, als die Bundesregie-
rung vor zwei Jahren die Förderung der Rie-
sensolarparks auf Feldern, Industrie- und 
Militärbrachen strich. Denn der Markt für 
riesige Solarparks brach ein. Von diesem 
Einschnitt haben sich viele Projektierer bis 
heute noch nicht erholt.

Sie müssen nun möglichst schnell ihr in 
Deutschland weggebrochenes Geschäft 
durch Projekte im fernen Ausland ausglei-
chen. In weit entfernten Märkten wie Asien 
oder Nord- und Südamerika müssen sie ei-
gene Teams aufbauen. Außerdem brauchen 
sie ausreichend Kapitalkraft, um dort Groß-
projekte zu finanzieren. 

Das aber überfordert viele der inzwi-
schen abgestürzten Mittelständler. Sie brau-
chen dringend finanzkräftige Investoren. 
Der Wind- und Solarpark-Projektierer Wir-
sol aus Waghäusel bei Karlsruhe etwa hatte 
das Glück, dass Dietmar Hopp als Langfrist-
investor einstieg. Der Mitgründer des Soft-
warehauses SAP gründete eigens Ende ver-
gangenen Jahres eine Firmengruppe, um im 
Geschäft mit erneuerbaren Energien mitzu-
mischen.

Nicht nur visionäre Einzelinvestoren wie 
Milliardär Hopp sehen im Projektgeschäft 
noch Chancen –auch der Mannheimer Stadt-
werkekonzern MVV Energie. Er gehört zu 
den heißen Kandidaten, die bei der Juwi-
Gruppe einsteigen könnten. Denn das Un-
ternehmen aus Wörrstadt braucht frisches 
Geld, um zu überleben. Es ist hochverschul-
det und schreibt rote Zahlen.

Das Know-how im Projektgeschäft lässt 
sich international gut vermarkten. Viele 
Länder wie China haben sich in den vergan-
genen Jahren vor allem auf die Produktion 
von Solar- und Windkraftanlagen konzen-
triert, aber das Projektgeschäft vernachläs-
sigt. Da ist deutsches Wissen gefragt. Vor al-
lem in Ländern mit derzeit stark wachsen-
den Märkten wie Japan, Nord- und 
Südamerika oder im Mittleren Osten. Scha-
de nur, dass viele Mittelständler den Sprung 
in die Weltliga nicht alleine schaffen. In an-
deren Branchen wie dem Maschinenbau 
zeigen sie ja, das es geht.

Keine Chance 
für ein Solo 

JUWI 

G
ünther Oettinger ist keiner, 
der lange um den heißen Brei 
redet. Bei der Balkan-Konfe-
renz in Berlin warnte der EU-
Energiekommissar vergangene 
Woche eindringlich vor der 
ernsten Lage bei der Gasver-

sorgung in Mittel- und Osteuropa. Nicht nur auf 
dem Balkan wächst die Furcht vor Lieferausfäl-
len angesichts des sich verschärfenden Kon-
flikts zwischen Russland und der Ukraine, son-
dern auch in Mitteleuropa. Greift der russische 
Präsident Wladimir Putin zur Waffe einer Gas-
Blockade, um seine Interessen durchzusetzen? 

Das ist bislang ein Drohszenario. Sicher, 
Russland liefert schon seit 
Mitte Juni kein Gas mehr an 
die Ukraine. Fakt ist aber 
ebenso, dass die Gasliefe-
rungen in die Europäische 
Union auch über die Pipe-
lines durch die Ukraine wie 
gewohnt erfolgen. Das hat 
einen einfachen Grund: 
Russland und sein Energie-
konzern Gazprom brau-
chen die Milliarden aus 
dem Westen. Das Geld ist 
das Schmieröl für das poli-
tische System des Wladimir 
Putin. Gazprom erzielte im 
vergangenen Jahr fast zwei 
Drittel seiner Umsätze mit 
Gas durch Exporte nach 
Europa. Dabei ist Deutschland neben Italien 
und der Türkei der größte Abnehmer.

Doch mit jeder Verschärfung des Konflikts in 
der Ostukraine steigt die Gefahr von Lieferaus-
fällen. Eine solche Unterbrechung in der Ukrai-
ne würde Deutschland im Vergleich etwa zu Ös-
terreich weniger treffen. Die Bundesrepublik 
bezieht ihr russisches Gas vor allem durch die 
Pipeline North Stream, die durch die Ostsee 
verläuft. Dort gibt es noch Kapazitäten, die im 
Krisenfall aktiviert werden können. Von den 
130 Milliarden Kubikmetern russischem Gas 
pro Jahr für Westeuropa gehen nur etwa 60 
Milliarden durch die politisch instabile Ukrai-
ne. Zur Versorgungssicherheit tragen auch die 
enormen Gasspeicher bei. 

Andere europäische Länder würde es wesent-
lich härter treffen, wenn sie kein russisches Gas 
mehr über die Ukraine-Pipeline bekämen. 
Sechs Staaten sind quasi vollständig von den 
russischen Lieferungen über diesen Weg abhän-
gig. Das größte Risiko tragen Bulgarien und die 
Slowakei, aber auch die EU-Länder im Balti-
kum und Finnland sind zu 100 Prozent von 
Moskau abhängig. Sie erhalten ihr Gas direkt 
aus Russland oder über Weißrussland.

Zu Recht hat die EU-Kommission bereits im 
Sommer angekündigt, Worst-Case-Szenarien 
durchzuspielen. Mit Stresstests will sie die Ro-
bustheit der Energieversorgung in den EU-Mit-

gliedsländern überprüfen. Anfang Oktober wer-
den dazu Ergebnisse veröffentlicht. Für 
Deutschland und Österreich wird es wohl weni-
ger beunruhigende Neuigkeiten geben: Mit ih-
rer guten Infrastruktur in Sachen Transport 
und Speicher gelten sie als gewappnet gegen 
Ausfälle russischer Gaslieferungen. Ganz an-
ders sieht es in mittel- und osteuropäischen 
Ländern aus: Bleiben dort Wohnungen kalt und 
fehlt dort Gas zur Stromproduktion für die Un-
ternehmen, dann wird das eine große politi-
sche Instabilität zur Folge haben. Länder wie 
Bulgarien stehen wirtschaftlich bereits jetzt mit 
dem Rücken zur Wand.

Europa sollte aus solchen Szenarien schon 
jetzt die Lehre ziehen. 
Und die lautet: Die Abhän-
gigkeit von Russlands Gas 
muss geringer werden. 

Dazu bieten sich zwei 
Wege an. Erstens sollten 
die EU-Länder Strategien 
entwickeln, wie sie Gas 
aus anderen Lieferländern 
beziehen können. Zu 
Russland  gibt es für Euro-
pa durchaus Alternativen 
wie zum Beispiel Aserbai-
dschan. Sicher, neue Pipe-
lines aus solchen Ländern 
müssen erst noch gebaut 
werden, aber sie wären 
ein erster Schritt. Bereits 
in wenigen Jahren könnten 

sie den dringend benötigten Rohstoff über Ge-
orgien und die Türkei in die EU bringen. Bei be-
reits geplanten neuen Pipeline-Projekten mit 
den Russen, wie etwa South Stream, muss si-
chergestellt sein, dass diese nach europäischen 
Regeln betrieben werden und Gazprom nicht 
als Miteigentümer auftreten darf. 

Zweitens: Das energiepolitische Szenario ei-
nes russischen Gasboykotts macht klar, wie ge-
fährlich es für die EU-Staaten ist, sich dem 
Schiefergas weiterhin kategorisch zu verschlie-
ßen. Sicher, die umweltpolitischen Bedenken 
gegen diese Art der Gasförderung müssen ernst 
genommen werden. Ihnen aber müssen die 
Vorteile einer besseren Eigenversorgung deutli-
cher gegenübergestellt werden. Doch statt auf-
zuklären, sind die Politiker in der Diskussion 
übers Schiefergas aus Bequemlichkeit populä-
ren Stimmungen und Pauschalurteilen gefolgt. 

Die Diversifizierung der europäischen Gas-
versorgung ist ein mühsamer, ein langwieriger 
und ein kostspieliger Weg – aber sie muss jetzt 
angegangen werden. Eine Alternative dazu hat 
Europa nicht. Das Damoklesschwert eines mög-
lichen russischen Lieferboykotts ist ein klares 
Warnsignal.

Das Warnsignal  
aus Russland 

LEITARTIKEL

E gal ob man ei-
nen Kredit 
aufnehmen, 

einen Handy-Ver-
trag abschließen, 
eine Wohnung mie-
ten oder bei einem 
Versandhändler 
einkaufen will – fast 
immer stellt ein Un-
ternehmen aus der 
beschaulichen hes-
sischen Landes-
hauptstadt Wiesba-
den die entschei-
denden Weichen: 
die Schufa. Oft ge-
nug entscheidet das 
Urteil der Bonitäts-

wächter darüber, ob der Kunde auch wirk-
lich das bekommt, was er begehrt. 

Kein Wunder, dass die Diskussion um die 
Macht der Auskunftei äußerst kontrovers 
geführt wird. Kann man eine derart zentra-
le Rolle, wie sie die Schufa für die meisten 
deutschen Verbraucher spielt, wirklich dem 
Markt überlassen? Oder muss der Staat die 
Auskunftei an die kurze Leine nehmen, so 
wie es die Bundestagsfraktion der Linken 
jetzt fordert?

Mehr als 66 Millionen Personen hat die 
Schufa gespeichert. Aus diesen Daten er-
rechnen die Bonitätswächter anhand ausge-
feilter statistischer Modelle den sogenann-
ten Score, der darüber Auskunft gibt, mit 
welcher Wahrscheinlichkeit ein Kunde sei-
nen Vertrag erfüllen wird. 

Die Berechnung dieses Scores ist für die 
Schufa so etwas wie die geheime Ge-
schmacksformel, die der Legende nach im 
Panzerschrank von Coca-Cola lagert. Des-
halb wehren sich die Wiesbadener auch mit 
Händen und Füßen dagegen, diese Formel 
transparent zu machen, und bislang geben 
die Gerichte der Auskunftei recht.

Kontrolliert wird die Schufa bislang vor al-
lem von den Datenschutzbehörden der Län-
der, aber reicht das wirklich? Eine Fachauf-
sicht, zum Beispiel durch die Finanzauf-
sicht Bafin, wäre durchaus sinnvoll. So wie 
die Aufseher die Risiko- und Bewertungsmo-
delle der Banken auf Herz und Nieren prü-
fen, könnten sie auch die Scoringmodelle 
der Schufa und ihrer Konkurrenten unter 
die Lupe nehmen – und sei es nur, um dem 
wagen Unbehagen, gegen das die Bonitäts-
prüfer mittlerweile kämpfen, den Boden zu 
entziehen.

Aber Transparenz ist nicht nur eine Bring-
schuld der Schufa, sie ist auch eine Hol-
schuld der Verbraucher. Mittels einer kos-
tenlosen Selbstauskunft kann sich jeder 
Bürger über seinen Schufa-Score informie-
ren. Einmal im Jahr sollte man diese Mög-
lichkeit nutzen, um so selbst Fehlern und 
Missverständnissen vorzubeugen.

Gegen das 
Unbehagen

SCHUFA

Raus aus dem Karrieresilo 

W
elches Profil sollen Personalchefs 
heute haben? Die Antwort in ei-
ner aktuellen Umfrage unter Ge-
schäftsführern internationaler 
Unternehmen lautet: Sie sollen 

strategische Denker sein, das Geschäft des Unter-
nehmens verstehen, „Business-Partner“ der Un-
ternehmensleitung und vor allem eines nicht 
sein, nämlich „typische Personaler“. Auch Bewer-
ber um Positionen im Personalbereich betonen, 
dass sie sich nicht als „typische Personaler“ ver-
stehen. Hier klafft eine Lücke zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit bei Rolle und Aufgabe von Hu-
man Resources (HR) im Unternehmen. 

Der Personalbereich muss unterstützende Auf-
gaben erfüllen: Urlaubsanträge und Arbeitsverträ-
ge verwalten, Programme für die Personalent-
wicklung aufsetzen, einen guten Draht zur Mitbe-
stimmung halten. Gute Führungsarbeit aber 
müssen die Führungskräfte des Unternehmens 
im Alltag leisten. Burn-out-Fälle sowie die Tatsa-
che, dass die Kosten schlechter Führung auf 125 
Milliarden Euro im Jahr geschätzt werden, bele-
gen, dass es um Führungsarbeit nicht gut steht in 
den Firmen. 

Diesen Missstand kann allerdings auch die bes-
te Personalabteilung nicht auflösen. Sie kann gu-
te Führung nicht ersetzen. Stattdessen muss die 
Personalabteilung allzu oft Scherben hinter Füh-
rungskräften aufkehren und Führungsversäumnis-
se in Form von langen und teuren Arbeitsgerichts-
prozessen ausbaden.

Was aber das Human-Resources-Management 
kann, ist, dem Führungsthema Verbindlichkeit zu 
geben. Der Personalbereich muss Standards set-
zen, wie im Unternehmen Personalgespräche ge-
führt und persönliche Ziele vereinbart werden, er 

muss gemeinsam mit den Führungskräften Füh-
rungsleitlinien entwickeln und Führungstrainings 
anregen, die gezielt und nah am Alltag auf den indi-
viduellen Entwicklungsbedarf der einzelnen Füh-
rungskraft eingehen. 

Und wie wäre es, wenn vielversprechende Füh-
rungskräfte vor der Übernahme einer neuen, größe-
ren Führungsverantwortung für ein bis zwei Jahre 
eine verantwortliche Aufgabe oder gar die Leitung 
von HR übernehmen? Und zwar ganz gleich, ob sie 
aus einem Produktionsstandort in China, aus der 
Vertriebsniederlassung in den USA oder aus dem 
Marketing der Holding kommen. 

Durch Anschauung und aktive Gestaltung vertie-
fen sie ihre Führungsfertigkeiten, erhalten Einblicke 
in andere Arbeitsbereiche und entwickeln stärkere 
Sensibilität für länderspezifische Führungskulturen. 
Sollten sie die Bewährung im Personalmanagement 
meistern, stellen sie in ihren späteren Führungsposi-
tionen sicher, dass sie das Führungsverständnis le-
ben und weitergeben, das sie selbst entwickelt ha-
ben. Ein stetiger Wandel in der HR-Leitung bricht 
Karrieresilos auf und verankert wechselnde Perspek-
tiven im Personalbereich. Der klassische Personalex-
perte an der Spitze hat ausgedient. Denn schließlich 
muss jede Führungskraft Personalexperte sein. 

HR als Querschnittsaufgabe, als unverzichtbare 
Bewährungsstation auf dem Weg zu größerer Ver-
antwortung. So wird der „typische Personaler“ 
durch einen strategischen Gestalter des wichtigsten 
Erfolgsthemas ersetzt: die Auswahl und aktive Be-
gleitung der Menschen im Unternehmen.

GASTKOMMENTAR

„Wir bleiben auf Kurs, Barclays  

wieder ins Gleichgewicht  

zu bringen.“
Antony Jenkins 

Barclays-Chef, über den Verkauf des Spanien-Geschäfts  
an die Caixabank

„Smartphones und Tablet Computer  

treiben die Vernetzung der Gesellschaft  

voran – bis ins Wohnzimmer.“
Christian Illek

Präsidiumsmitglied des IT-Branchenverbands Bitkom

„Es wird in zwei Regionen gekämpft.  

Der Rest des Landes funktioniert 

erstaunlicherweise normal weiter.“
Alexander Markus

Leiter der Delegation der deutschen Wirtschaft in der Ukraine

 Ökostrom-Projek-

tierer können 

nur mit Partnern 

überleben,  

sagt Georg  

Weishaupt.

Europa muss 

sich aus der Ab-

hängigkeit vom 

russischen Gas 

befreien, fordert 

Hans-Peter  

Siebenhaar.

 Führungskräfte 

sollten sich in 

der Personal -

abteilung be-

währen müssen, 

fordert Markus 

Baumanns.

Mehr staatliche 

Kontrollen wür-

den der Aus-

kunftei guttun, 

meint Michael 

Maisch. 

Der Autor ist Unternehmensredakteur. 
Sie erreichen ihn unter: 
weishaupt@handelsblatt.com

Der Autor ist Korrespondent in Wien. 
Sie erreichen ihn unter: 
siebenhaar@handelsblatt.com

 Der Autor ist Berater und schreibt im Wechsel  
mit Torsten Schumacher regelmäßig auf  
dieser Seite. Sie erreichen ihn unter:  
gastautor@handelsblatt.com

Der Autor ist stv. Leiter des Finanzressorts.  
Sie erreichen ihn unter: 
maisch@handelsblatt.com

B
lo

om
be

rg

Die Diversifizierung 
der europäischen 
Gasversorgung ist ein 
mühsamer, ein 
langwieriger und ein 
kostspieliger Weg – 
aber sie muss jetzt 
angegangen werden. 
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